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Die Vielzahl der in der Liste enthaltenen 
Fragen und die Kürze der zur Verfügung 
stehenden Zeit erlauben mir keine Beant-
wortung im Einzelnen.1 Ich muss mich da-
her auf einige Bemerkungen zu grundsätz-
lichen Fragen beschränken.  

 

I. Einführung 

1. Anders als zahlreiche universelle und 
regionale Menschenrechtsinstrumente ent-
hält die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte (1948) keinen unmittelbaren 
Hinweis auf eine irgendwie geartete Be-
schränkung des territorialen Anwen-
dungsbereichs der dort proklamierten 
Rechte. Gegen eine solche Einschränkung 
spricht aber ihr Anliegen, auf die „univer-
selle Achtung und Einhaltung der Men-
schenrechte“ hinzuwirken (Präambel, 6. 
Absatz). 

2. Die Auffassung, dass die Staaten, wo 
immer sie tätig werden, dieser Zielvorstel-
lung verpflichtet sind, sollte bei der Inter-
pretation der Menschenrechtsverträge ori-
entierend wirken, gleich ob diese Verträge 

                                                      
1  Stellungnahme zur Anhörung des Bundes-

tagsausschusses für Menschenrechte und Hu-
manitäre Hilfe zum Thema „Extraterritoriale 
Staatenpflichten“ vom 17. Dezember 2008.  

über Anwendungsbereichsklauseln verfü-
gen oder nicht. 

3. In manchen Fällen wird ausdrücklich 
ohne jede Gebietsbeschränkung allein auf 
die Personen abgestellt, die der Hoheits-
gewalt der Vertragsparteien unterliegen (z. 
B. Art. 1 EMRK, Art 2 Abs. 1 Kinderkon-
vention). In anderen Fällen sind Handlun-
gen durchzuführen oder zu unterlassen in 
allen der Hoheitsgewalt der Vertragspar-
teien unterstehenden Gebieten (z. B. Art. 2 
Abs. 1 VN-Antifolterkonvention); auch hier 
wird der Sache nach allein an die Aus-
übung von Hoheitsgewalt angeknüpft. 
Unklarer formuliert ist Art. 2 Abs. 1 des 
Internationalen Paktes für bürgerliche und 
politische Rechte (IPBPR), wonach jede 
Vertragspartei die im Vertrag garantierten 
Rechte „allen in ihrem Gebiet befindlichen 
und ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden 
Personen“ zu gewährleisten hat. Die Ar-
gumentation, dass es sich hier um kumula-
tive Voraussetzungen handelt, also im Er-
gebnis die Verpflichtung nur gegenüber 
Personen im eigenen Staatsgebiet besteht, 
ist nicht a limine von der Hand zu weisen. 
Sie passt jedoch nicht zur Idee einer gene-
rellen Achtung der Menschenrechte durch 
die Staaten. 

 

II. Internationale Rechtsprechung 

4. In diesem Sinn hat sich auch die interna-
tionale Rechtsprechung entwickelt. Der 
VN-Menschenrechtsausschuss hat bereits 
in den Anfangsjahren (Fall Burgos, 1981) 
die nach dem Wortlaut jedenfalls mögliche 
enge Auslegung des Art. 2 Abs 1 IPBPR 
zurückgewiesen und dies seitdem immer 
wieder formuliert und einschränkende 
Interpretationen abgelehnt. Entsprechen-
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des gilt für die Aussagen der zuständigen 
Kontrollinstanzen zum inter-amerika-
nischen Menschenrechtssystem. Der Inter-
nationale Gerichtshof (IGH) hat sich für die 
extraterritoriale Anwendbarkeit des IPBPR 
im seinem Gutachten über den Bau der 
Mauer in den besetzten palästinensischen 
Gebieten (2004) deutlich ausgesprochen 
und diese Auffassung im Hinblick auf die 
Konvention über jede Form der Eliminie-
rung der Rassendiskriminierung, aber auch 
per obiter dictum erweitert auf alle Men-
schenrechtsverträge, erst kürzlich in dem 
einstweiligen Rechtsschutzverfahren Geor-
giens gegen Russland (2008) wiederholt. 

5. Die Rechtsprechung des EGMR hat sich, 
entsprechend Art. 1 EMRK, nicht prinzi-
piell gegen die extraterritoriale Anwend-
barkeit der Konventionsrechte ausgespro-
chen, aber doch deutlich gemacht, dass 
nicht jede staatliche Aktivität außerhalb 
der eigenen Grenzen Ausübung von Ho-
heitsgewalt im Sinne dieser Vorschrift ist. 
Werden Aktivitäten außerhalb des eigenen 
Staatsgebiets ausgeübt, wird jedenfalls kri-
tisch geprüft, ob es sich um eine – den 
rechtlichen Anforderungen der Vorschrift 
genügende – Jurisdiktionsausübung han-
delt. Die Stationierung von Bodentruppen 
(Fall Loizidou, 1995) oder das Agieren von 
Sicherheits- (Geheimdienst-)kräften (Fall 
Öcalan, 2003/2005) außerhalb des eigenen 
Staatsgebiets werden unter diesen Aspekt 
anders behandelt als Luftangriffe (Fall 
Bankovic, 2001). 

6. Der EGMR hat in dem vielbesprochenen 
Fall Behrami und Saramati (2007) seine 
Zuständigkeit ratione personae verneint, 
weil die Menschenrechtsverletzungen, die 
behaupteter Weise von Angehörigen der 
nationalen Kontingente der VN autorisier-
ten Friedensgruppen im Gebiet des Kosovo 
begangen wurden, nicht den beklagten 
Staaten, sondern den Vereinten Nationen 
zurechenbar seien. Ob diese Zurechnungs-
bestimmung auf Grund der tatsächlich 
bestehenden Befehls- und Kommandobe-
fugnisse richtig erfolgt ist, ist zweifelhaft. 

7. Immerhin wäre auch bei einer Zurech-
nung an die truppenstellenden Staaten zu 

erörtern gewesen, ob diese – die Behaup-
tung der Beschwerdeführer als richtig un-
terstellt – tatsächlich völkerrechts-, also 
hier konventionswidrig handelten oder ob 
sie sich auf Art. 103 VN-Charta berufen 
konnten. Danach gehen die Verpflichtun-
gen aus der Charta allen anderen Verträ-
gen vor. Allerdings sprach in diesen Fällen 
nichts dafür, dass das behauptete men-
schenrechtswidrige Vorgehen sich auf ver-
pflichtende Anweisungen des Sicherheits-
rats stützen konnte. 

8. Eine solche Sachlage ist jedoch nicht a 
priori auszuschließen. Es ist, abgesehen 
von den Schwierigkeiten einer rechtlichen 
Kontrolle, umstritten, wie weit materiell 
die Bindung des VN-Sicherheitsrats an 
Grund- und Menschenrechte bei der Wah-
rung seiner Aufgabe, den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit zu wahren 
oder wieder herzustellen, reicht; äußerste 
Grenze ist jedenfalls das völkerrechtliche 
ius cogens. Das Zurückweichen völker- 
(vertrags-) rechtlicher Pflichten (z. B. aus 
EMRK oder IPBPR) gegenüber sich aus der 
VN-Charta ergebenden Verpflichtungen 
setzt zwar die Bestimmung voraus, wel-
ches Tun oder Unterlassen tatsächlich Ge-
genstand dieser Verpflichtungen ist. Aber 
eine unmittelbare Rechtmäßigkeitsüber-
prüfung der Beschlüsse des Sicherheitsra-
tes selbst scheidet auf der völkerrechtlichen 
Ebene aus.  

9. Der EuGH hat in dem kürzlich entschie-
denen Fall Kadi (2008) bestimmte in Um-
setzung verbindlicher Sicherheitsratsbe-
schlüsse ergangene Gemeinschaftsrechts-
akte wegen Verstoßes gegen Gemein-
schaftsgrundrechte für nichtig erklärt; da-
bei hat sich der Gerichtshof ausdrücklich 
darauf bezogen, dass die EG nicht Mitglied 
der VN sei, daher den Bindungen des Si-
cherheitsrates nicht unterliege und der Ge-
richtshof uneingeschränkt über die Einhal-
tung der Grundrechte durch die Gemein-
schaftsorgane zu wachen habe. Diese Ar-
gumentation ist – aus völkerrechtlicher 
Sicht – in dieser Form auf die Mitgliedstaa-
ten selbst (da sie ja alle VN-Mitglieder 
sind) nicht übertragbar und kann daher 
auch vom EGMR, der die Verpflichtungen 
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der Konventionsstaaten (die alle VN-
Mitglieder sind) zu prüfen hat, nicht an-
gewendet werden. 

 

III.  Optionen des Sicherheitsrates 

10. Es ist nicht ausgeschlossen, dass der 
Sicherheitsrat bei der Anordnung einer 
Zwangsmaßnahme (militärischer oder 
nicht militärischer Art) in einem noch nicht 
wirklich ausgeloteten Umfang von der 
Einhaltung menschenrechtlicher Verpflich-
tungen suspendieren kann. Herkömmliche 
VN-Friedenseinsätze beruhen aber nicht 
auf zwingenden Anordnungen nach der 
VN-Charta. Allerdings sind neuere Sicher-
heitsratsresolutionen in nicht immer völlig 
klarer Weise einzuordnen. 

 

IV. Position der Bundesrepublik 
Deutschland 

11. Die Bundesrepublik Deutschland hat – 
im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus 
dem IPbpR – dem VN-Menschenrechtsaus-
schuss am 5. Januar 2005 notifiziert:  

„Deutschland gewährleistet gemäß Artikel 2 
Absatz 1 die Paktrechte allen in seinem Gebiet 
befindlichen und seiner Herrschaftsgewalt un-
terstehenden Personen. Deutschland sichert bei 
Einsätzen seiner Polizei oder Streitkräfte im 
Ausland, insbesondere im Rahmen von Frie-
densmissionen, allen Personen, soweit sie sei-
ner Herrschaftsgewalt unterstehen, die Gewäh-
rung der im Pakt anerkannten Rechte zu. Die 
internationalen Aufgaben und Verpflichtungen 
Deutschlands, insbesondere zur Erfüllung der 
Verpflichtungen aus der Charta, bleiben unbe-
rührt.“ 

Diese Formulierung ist gewiss mit großem 
Bedacht abgefasst. Ob hiermit, soweit es 
um das Verhalten deutscher Streit- oder 
Polizeikräfte im Ausland geht, die ver-
steckte Ablehnung einer insoweit beste-
henden Geltung des Zivilpaktes zum Aus-
druck kommt, erscheint mir gegenüber 
anders lautenden Aussagen in der Litera-
tur keineswegs sicher. Deutlich ist aber der 
Vorbehalt zu Gunsten der sich aus der VN-
Charta ergebenden Verpflichtungen. Prob-
lematischer ist für mich der darüber hi-
nausgehende Generalvorbehalt zu Gunsten 

sonstiger internationaler Aufgaben und 
Verpflichtungen Deutschlands. 

 

V. Schlussfolgerungen 

12. An der prinzipiellen extraterritorialen 
Erstreckung der internationalen Menschen-
rechtsverpflichtungen bestehen nach allem 
meines Erachtens keine Zweifel. Sie wirkt 
sich allerdings für die Bundesrepublik 
Deutschland nur soweit aus, wie die Zu-
rechnung an die Bundesrepublik Deutsch-
land möglich ist. 

13. Es empfiehlt sich, in den die Teilnahme 
deutscher Truppen an Friedensmissionen 
regelnden Rechtsinstrumenten die völker-
rechtliche Verantwortung für (Menschen-) 
Rechtsverletzungen klar zu regeln. Soweit 
die VN verantwortlich sind, ist eine Rege-
lung empfehlenswert, nach der die VN 
verpflichtet sind, Wiedergutmachung, ge-
gebenenfalls in der Form von Schadenser-
satz zu leisten. Ich halte es aber für zwei-
felhaft, analog der Waite- und–Kennedy-
Rechtsprechung des EGMR (1999) eine 
Beteiligung deutscher Streitkräfte an sol-
chen Missionen nur zuzulassen, wenn 
Deutschland für adäquaten Rechtsschutz 
auf VN-Ebene gesorgt hat. Die individuelle 
(strafrechtliche) Verantwortlichkeit der 
deutschen Soldaten nach den geltenden 
strafrechtlichen Vorschriften, insbesondere 
dem Völkerstrafgesetzbuch von 2002, 
bleibt unberührt. 

14. Auslegung und Anwendung der Men-
schenrechte auf Handlungen und Unterlas-
sungen von Staatsorganen außerhalb des 
eigenen Staatsgebiets müssen den gegebe-
nen Verhältnissen Rechnung tragen. 

15. In der Bundesrepublik Deutschland 
gelten die in Menschenrechtsverträgen 
enthaltenen Freiheitsrechte (IPBPR, EMRK 
etc.) im Range einfacher Bundesgesetze. Sie 
sind unmittelbar anwendbar, ohne ihre 
völkerrechtliche Qualität verändert zu ha-
ben. Ihr Anwendungsbereich richtet sich 
daher nach ihrem eigenen Normgehalt. 
Ihre extraterritoriale Anwendbarkeit, so-
weit es sich um die Ausübung deutscher 
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Hoheitsgewalt handelt, ist in dem erörter-
ten Umfang daher gegeben. 

16. Die Grundrechte des Grundgesetzes 
sind in ihrer Anwendbarkeit nicht auf das 
Bundesgebiet beschränkt. Sie binden deut-
sche Hoheitsgewalt, wo immer sie ausge-
übt wird (Art. 1 Abs. 3 GG). Demgemäß 
besteht auch voller Rechtsschutz, soweit er 
nicht in verfassungsmäßiger Weise einge-
schränkt ist. 

17. Bei der Beurteilung, ob die Grundrechte 
von deutschen Hoheitsträgern im Ausland 
verletzt wurden, ist – wie es bereits für die 
internationalen menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen gesagt wurde – das Hand-
lungsumfeld in Betracht zu ziehen. Die 
Fähigkeit, vollen Grundrechtsschutz zu 
gewährleisten, ist möglicherweise außer-
halb des Gebiets der Bundesrepublik 
Deutschland nicht in demselben Maß ge-
geben wie innerhalb. Dies ist bei der Beur-
teilung zu berücksichtigen. Auf die mate-
rielle Grundrechtsprüfung kann sich daher 
auswirken, ob der problematische Akt in-
nerhalb oder außerhalb des deutschen 
Staatsgebietes stattgefunden hat. 
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